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Bericht 

des Re,chnungshofausschusses 

über den vom Rechnungshof vorgelegten Bun­
desrechnungsabschluß für das Jahr 1982 

(111-17 der Beilagen) 

Der Rechnungshof hat gemäß Art ,121 Abs.2 
B-VG und § 9 Abs. 1 des Rechnungshofgesetzes 
1948 dem Nationalrat den von ihm verfaßten Bun­
desrechnungsabschluß für das Jahr 1982 zur verfas­
sungsgemäßen Behandlung vorgelegt. Der Bundes­
rechnungsabschluß enthält die V oranschlagsver­
gleichsrechnung . in der Gliederung des Bundesfi­
nanzgesetzes, die Vermögens- und Schulderirech­
nung sowie die Erfolgsrechnung des Bundes. Die 
Prüfung der vom Bundesrechenamt maschinell 
erstellten Voranschlagsvergleichsrechnungen sowie 
der Bestands- und Erfolgsrechnungen der anwei­
senden Stellen des Bundes durch den Rechnungs­
hof umfaßt die Feststellung der formalen und rech­
nerischen Richtigkeit sowie die Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Vorschriften bei der V ollzie­
hung des Bundesfinanzgesetzes. 

Gemäß Art. III Abs. 3 des Bundesfinanzgesetzes 
1982 ist dem Bundesvoranschlag für das Finanzjahr 
1982 ein erwartetes Wirtschaftswachstum von 
nominell 7,5 vH zugrunde gelegt worden; der Bud­
getvollzug hat sich der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung angepaßt. Der Konjunkturausgleich-Vor~ 
anschlag wurde nicht freigegeben,- weil die nomi­
nelle Wachstumsrate mit schließlich 7,8 vH um 
0,3 Hundertsatzpunkte über den Erwartungen lag 
und damit eine wesentliche Voraussetzung für die 
Freigabe nicht gegeben war. Die Steigerung der 
Gesamtausgaben des Bundeshaushalt~s gegenüber 
dem Vorjahr in Höhe von 9,8 vB wurde mit den 
durch die zwei Bundesfinanzgesetznovellen und 
zwei Budgetüberschreitungsgesetze erfotten 
Abänderungen des Grundbudgets gedeckt. 

Die bindende Grundlage der Einnahmen- und 
Ausgabengebarung bildeten gemäß Art. 6 Pkt. VIII 
des Verwaltungsentlastungsgesetzes 1925 das BUQ­
desfinanzgesetz 1982 in der Fassung der 2. Bundes­
finanzgesetznovelle 1982, das Budgetüberschrei­
tungsgesetz 1982 und das 2. Budgetüberschrei-­
tungsgesetz 1982; mit dem Bundesgesetz zur För­
derung der Erhaltung und Verbesserung von 
Wohnhäusern sowie d'er Stadterneuerung, dem 
Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1982, der Änderung 

des Garantiegesetzes 1977, dem Bedarfszuwei­
sungsgesetz, der Änderung des Bundesgesetzes, mit 
dem der Nationalfonds zur besonderen Hilfe für 
Behinderte errichtet wird, der 2. Bundesfinanzge­
setznovelle 1982, dem Bundesgesetz, mit dem eine 
Autobahnen- und Schnelistraßen-Finanzierungs­
Aktiengesellschaft errichtet wird sowie der Ände­
rung des Bundesministeriengesetzes wurden 
zusätzliche finanzgesetzliche Ansätze geschaffen 
und dem Bundesminister für Finanzen die Ermäch~ 
tigung erteilt, der Überschreitung bestimmter Aus­
gabenansätze zuzustimmen oder auch die Verwen­
dung von zweckgebundenen' Einnahmen zu verän-
dern. ' , 

Mit dem Bundesfinanzgesetz 1982 wurden Aus­
gaben von 368 349 Millionen Schilling - ein-

"schließlich der Ausgaben für die Tilgung von 
Finanzschulden - und Einnahmen von 309 134 
Millionen Schilling bewilligt. Zu Lasten aller 
finanzgesetzlichen Ansätze wurden, im Finanzjahr 
1982 Ausgaben von 372 774 Milliorien Schilling 
und Einnahmen von 300954 Millionen Schilling 
vollzogen. Die bewilligte Ausgabensumme wurde' 
um insgesamt 4 425 Millionen Schilling überschrit­
ten, die veranschlagte Einnahrilensumme um insge­
samt 8 180 Millionen Schilling nicht erreicht. 

Der veranschlagte Gesa~tgebarungsabgang von 
59215 Millionen Schilling sollte durch Einnahmen 
aus Kreditoperationen gemäß Art. VIII, Bundesfi­
nanzgesetz 1982 bedeckt werden. 

Der Bundesminister für Finanzen wurc\e gem"äß 
Art. III Abs. 3 a Bundesfinanzgesetz 1982' in der 
Fassung der 2: Bundesfinanzgesetznovelle ferner 
ermächtigt, einen höheren Gebarungsabgang als 
ursprünglich veranschlagt war und für den Fall des 
Zurückbleibens der tatsächlichen gegenüber den 
veranschlagten Einnahmen aus öffentlichen Abga­
ben (Kapitel 52), aus den sonstigen Fernsprechge­
bühren bei der Post- und Telegraphenverwaltung 
(Kapitel 78) und aus dem Güterverkehr bei den 
Österreichischen Bundesbahnen (Kapitel 79) durch 
weitere Kreditoperationen bis zum Betrag von 
14500 Millionen Schilling zu bedecken. Mit dem 
1. Budgetüberschreitungsgesetz 1982 wurden Über­
schreitungen von höchstens 2 920 Millionen Schil­
,Iing und mit dcm 2. Budgetüberschreitungsgesetz 
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1982 weitere Überschreitungen von 6869 Millio­
nen Schilling bewilligt. 

Die veranschlagten Einnahmen aus öffentlichen 
Abgaben wurden um 9 896 Millionen Schilling, aus 
sonstigen Fernsprechgebühren der POSt- und Tele­
graphenverwaltung um 782 Millionen Schilling und 
aus Güterverkehrsleistungen der Österreichischen 
Bundesbahnen um 1 247 Millionen Schilling nicht 
erreicht. 

Der im Art~ lAbs. 1 Bundesfinanzgesetz 1982 
mit 59215 Millionen Schilling bewilligte Gesamt­
gebarungsabgang erhöhte sich durch die in Art. III 
Abs. 4 Bundesfinanzgesetz 1982 in der Fassung der' 
Bundesfinanzgesetznovelle 1982 vorgesehenen und 
mit 13 036 Millionen Schilling tatsächlich durchge­
führten Kreditoperationen auf einen Rahmen von 
72 251 -Millionen Schilling. Der tatsächliche 
Gesamtgebarungsabgang in Hohe von 71 820 Mil­
lionen Schilling war daher durch die hiefür maß­
geblichen haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
gedeckt. 

Der im Art. lAbs. 1 Bundesfinanzgesetz 1982 
vorgesehene Nettoabgang von 31 563 Millionen 
Schilling erhöhte sich durch die zusätzlichen Kre­
ditoperationen ebenfalls um 13 036 Millionen 
Schilling auf einen Rahmen von 44 599 Millionen 
Schilling. Der schließlich verzeichnete Gesaintge­
barungsabgang von 71 820 Millionen Schilling ver­
mindert um die Ausgaben von 25 215 Millionen 
Schilling für die Tilgung von Finanzschulden 
(Kapitel 59) ergab einen tatsächlichen Nettoabgang 
von 46605 Millionen Schilling, das sind 12,5 vH 
der Gesamtausgaben. Der Nettoabgang überstieg 
die gesetzlich festgelegte Betragsgrenze um 2 006 
Millionen Schilling, weil die Ausgaben für die Til­
gung von Finanzschulden . um 2438 Millionen 
Schilling unter den mit insgesamt 27 653,Millionen 
Schilling veranschlagten Beträgen lagen. 

Gestützt auf die Bestimmungen der zwei Budget­
überschreitungsgesetze 1982, e'ine Reihe von in 
Einzelgesetzen enthaltenen Bestimmungen sowie 
unter Ausnützung der in Art. IV bis VI Bundesfi­
nanzgesetz 1982 enthaltenen Ermächtigungen von 
den finanzgesetzlichen Ansätzen betraglieh abzu-

log. Ressel 

Berichterstatter 

weichen, kam es zu Bruttomehrausgaben (Über­
schreitungen) von 21 888 Millionen Schilling. Aus­
gabenrückstellungen, Verzögerungen sowohl ,bei 
der Durchführung von Vorhaben als auch imZah­
lungsvollzug und die nich,t vollständige Ausnüt­
zung der Ausgabenermächtigungen ergaben Brut­
tominderausgaben (Ersparungen) von 17463 Mil­
lionen Schilling. 

Der Rechnungshofausschuß hat den Bundesrech­
nungsabschluß 1982 in seinen Sitzungen vom 
29. Feber und 1. März 1984 in Verhandlung gezo­
gen. An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. F e u r -
s t ein, Dr. N 0 w 0 t n y, Hin te r m a y e r, 
Dkfm. Gor ton, Res c h, Dr. E t tm a y e r, 
Haigermoser, Dr. Höchtl, Gossi, 
Dipl.-Ing. F I i c k e r, Pis chi, S te i n bau e r, 
Re c h b erg e r, Bur g s ta ll e r, Dipl.-Ing. 
Heinz Grabner, Neumann,Schwar­
zen b erg e r, P öde r, H ein z i n ger, 
V eIe t a, S c hol ger, Von wal d, Dr. E r m a -
co r a und B erg man n sowie der Ausschußob­
mann. Vizekanzler Dr. S te ger, die Bundesmini­
ster Dr. S ale her, Elfriede Kar I, S e k an i n a, 
Dipl.-Ing. Hai den, Dr. Fr i s ehe ns chI a ger, 
Dr. S t e y r e rund D a lI i n ger, die Staatssekre­
täre Dr. L ö ~ c h n a kund Johanna D 0 h n a I, 
Volks anwalt Dr.B aue r sowie der Präsident des 
Rechnungshofes Dr. B r 0 e s i g k e nahmen zu den 
im Verlaufe der Debatte aufgeworfenen Fragen 
Stellung. 

Auf Grund eines Antrages des Berichterstatters 
beschloß der Ausschuß einstimmig, dem Hohen 
Hause die Genehmigung des vom Rechnungshof 
vorgelegten Bundesrechnungsabschlusses für das 
Jahr 1982 im Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG in der 
Form eines entsprechenden Gesetzesbeschlusses zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Rech­
nungshofausschuß somit den An t rag, der Natio-
nalrat wolle dem a n g e s chi 0 S sen e n "j. 
G e set zen t w u r f die verfas'sungsmäßige 
Zustimmung erteilen. . 

Wien, 19840301 

Dkfm. DDr. König 

Obmann 
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Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Genehmigung des Bundesrechnungs­

, abschlusses für 1982 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat vorge­
legten Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1982 
wird die Genehmigung erteilt. 
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